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(Nr. 13138.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Begradigung der Außenmiele im 
Regierungsbezirke Schleswig. Vom 30. Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


81 
§ 1. 
Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag bis zu 175 000 Reichsmark zur Begradigung der Außen⸗ 
miele im Kreiſe Süderdithmarſchen, Regierungsbezirk Schleswig, zur Verfügung geſtellt. 
9.2. 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu beſchaffen. 
Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen Schuldkapitals 
und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte 
Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schuld aufgewen⸗ 
deten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 
§ 3. 
Die Bereitſtellung des Anleihebetrags erfolgt unter der Bedingung, daß die beteiligten Entwäſſe⸗ 
rungs- und Schiffahrtsintereſſenten den Reſtbetrag anderweitig aufbringen und verfügbar haben. 


8 4. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und 
dem Finanzminiſter ob. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 30. Juli 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten: 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 20. Auguſt 1926) 


67 
Geſetzſammlung 1926. (Nr. 13138—13142,) 


Mr. 13139.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zum Bau eines Deiches an der Leybucht N 
zwecks Abſchluſſes des Norder⸗Außentiefs im Regierungsbezirk Aurich ſowie zur Ausführung 
von Binnenentwäſſerungsanlagen und ſonſtiger Folgeeinrichtungen. Vom 30. Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 


Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 1125 000 Reichsmark zum Bau eines Deiches an | 
der Leybucht zwecks Abſchluſſes des Norder-Außentiefs im Regierungsbezirk Aurich ſowie zur Aus- N 
führung von Binnenentwäſſerungsanlagen und ſonſtiger Folgeeinrichtungen zur Verfügung geſtellt. f 
82. 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu beſchaffen. 
Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen Schuldkapitals 
und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte 
Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Schuld aufge- 
wendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. i | 


8 3. 

Die Bereitſtellung der Geldmittel unter § 1 erfolgt unter der Bedingung, daß die beteiligten Deich⸗ 

und Sielachten im Kreiſe Norden und die Eigentümer der mitzubedeichenden nichtfiskaliſchen Vorländer 
die durch den Staatsbeitrag nicht gedeckten Koſten aus eigenen Mitteln aufbringen und verfügbar haben. 


§ 4. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und 
dem Finanzminiſter ob. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 30. Juli 1926. 


(Sieger) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Zugleich für den Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten: 
Braun. Höpker Aſchoff. 


Gr. 13140.) Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur Ausführung von Boden⸗ 
verbeſſerungen auf ſtaatlichen Domänenvorwerken und anderen domänenfiskaliſchen Grund⸗ 
ſtücken. Vom 31. Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


81. 
Der durch Geſetz vom 25. Juli 1925 (Geſetzſamml. S. 96) zur Verfügung geſtellte Betrag von 
1000 000 Reichsmark zur Ausführung von Bodenverbeſſerungen auf ftaatlichen Domänenvorwerken und 
anderen domänenfiskaliſchen Grundſtücken wird um den Betrag von 400 000 Reichsmark erhöht. 


9 2. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im $ 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu beſchaffen. 
Dieſer Kredit ſtellt einen Teilbetrag des durch das Geſetz vom 16. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 50) 
über die Bereitſtellung von Geldmitteln für die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen Beſitzes in Bergwerken, 
Häfen und Elektrizitätswerken ſowie zur Förderung der Landeskultur bewilligten Kredits von 
150 000 000 Reichsmark dar. 


„ 


9 3. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und 
dem Finanzminiſter ob. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Gefe wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 31. Juli 1926. 


(Segel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten; 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13141.) Verordnung über die Errichtung einer Landwirtſchaftskammer für die Provinz Oberſchleſien. 
Vom 23. Juli 1926. 


Auf Grund der $$ 4,3 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 (Geſetzſamml. S. 126) 
und des Artikels 82 der Verfaſſung wird nach Anhörung des Oberſchleſiſchen Provinziallandtags verordnet, was 


folgt: 
$1 


Für die Provinz Oberſchleſien wird auf Grund der beiliegenden Satzung eine Landwirtſchaftskammer er⸗ 
richtet. i 
92 


Das Verfahren für die Auseinanderſetzung der neuen Landwirtſchaftskammer mit der bisher für ihr Gebiet 
zuſtändigen Landwirtſchaftskammer in Breslau ſoll durch beſonderes Geſetz geregelt werden, ſofern zwiſchen den 
beiden Landwirtſchaftskammern nicht eine freie Vereinbarung zuſtande kommt. 


83, 
Mit dem Tage der Errichtung der neuen Landwirtſchaftskammer ſcheiden die bisherigen Mitglieder der Land⸗ 
wirtſchaftskammer in Breslau, ſoweit ſie in der Provinz Oberſchleſien gewählt worden ſind, aus der letztgenannten 
Landwirtſchaftskammer aus. Die Landwirtſchaftskammer in Breslau hat über eine entſprechende Anderung ihrer 
Satzung zu beſchließen. 0 
4 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten wird ermächtigt, Anderungen der im $ 1 bezeich⸗ 
neten Satzung, ſoweit ſie nicht den Sitz, den Zweck oder die Vertretung der Landwirtſchaftskammer betreffen, ſelb⸗ 
ſtändig zu genehmigen. 5 5 
$ 


Der Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten beftimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer 
Verordnung und erläßt die zu ihrer Ausführung erforderlichen weiteren Anordnungen. 
Berlin, den 23. Juli 1926. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten: 
Braun. am Zehnhoff. 


Satzung der Landwirtſchaftskammer für die Provinz Oberſchleſien. 


81. 
Die Landwirtſchaftskammer für die Provinz Oberſchleſien hat ihren Sitz in Oppeln. 


9 2. f 
Die Landwirtſchaftskammer hat die geſetzliche Beſtimmung, die Geſamtbelange der Land⸗ und Forſtwirt⸗ 
sah ihres Bezirkes wahrzunehmen und zu dieſem Behuf alle auf die ĩHebung der Lage des ländlichen Grundbeſitzes 
abzielenden Einrichtungen, insbeſondere die weitere körperſchaftliche Organiſation des Berufsſtandes der Landwirte 
und den techniſchen Fortſchritt der Landwirtſchaft zu fördern. Auch hat ſie das Recht, ſelbſtändige Anträge zu ftellen. 
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Die Landwirtſchaftskammer hat ferner die Verwaltungsbehörden bei allen die Land⸗ und Forſtwirtſchaft 
betreffenden Fragen durch tatſächliche Mitteilungen und Erſtattung von Gutachten zu unterſtützen. Sie hat ſich 
nicht nur über ſolche Maßregeln der Geſetzgebung und Verwaltung zu äußern, die die allgemeinen Belange der 
Landwirtschaft oder die beſonderen landwirtſchaftlichen Belange ihres Bezirkes berühren, ſondern auch bei allen 
Maßnahmen mitzuwirken, die den Ausbau des ländlichen Kreditweſens und ſonſtige gemeinſame Aufgaben betreffen. 


Die Landwirtſchaftskammer hat außerdem den techniſchen Fortſchritt der Landwirtſchaft durch zweckent⸗ 
ſprechende Einrichtungen zu fördern. Zu dieſem Zwecke hat fie die Anftalten, die von der Landwirtſchaftskammer 
in Breslau im Gebiete der Provinz Oberſchleſien eingerichtet worden ſind, nach den darüber mit der genannten 
Landwirtſchaftskammer zu treffenden Abmachungen zu übernehmen. Auch kann die Landwirtſchaftskammer mit 
den örtlichen landwirtſchaftlichen Vereinen in organiſchen Verband treten ſowie ſonſtige Vereine und Genoſſen⸗ 
ſchaften, die die Förderung der landwirtſchaftlichen Verhältniſſe zum Zwecke haben, in der Ausführung ihrer Auf- 
gaben unterſtützen. 

Die im 9 2 Abſ. 4 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 (Geſetzſamml. S. 126) 
vorgeſehene Mitwirkung bei der Verwaltung der Produktenbörſen und Märkte erfolgt nach Maßgabe der hierüber 
beſtehenden oder ergehenden beſonderen Vorſchriften. 


83. 
Die Mitglieder der Landwirtſchaftskammer werden nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Landwirt⸗ 
ſchaftskammern in der Faſſung vom 16. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 41) gewählt. 


94. 

Die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Landwirtſchaftskammer beträgt 30. Wahlbezirke find die Land⸗ 
kreiſe. Zu je einem Wahlbezirke werden verbunden der Landkreis Beuthen mit dem Stadtkreiſe Beuthen ſowie den 
Kreiſen Tarnowitz und Hindenburg O.⸗S., der Landkreis Ratibor mit dem Stadtkreiſe Ratibor und dem Kreiſe 
Rybnik, der Kreis Roſenberg O.⸗S. mit dem Kreiſe Lublinitz, der Landkreis Neiſſe mit dem Stadtkreise Neiſſe, der 
Landkreis Oppeln mit dem Stadtkreis Oppeln, der Kreis Toſt⸗Gleiwitz mit dem Stadtkreiſe Gleiwitz. Zu wählen 
find in den Wahlbezirken Ratibor, Roſenberg O.⸗S., Leobſchütz und Neiſſe je drei Mitglieder, in den übrigen Wahl⸗ 
bezirken je zwei Mitglieder. 

8 5. 
Von den gewählten Mitgliedern ſcheiden drei Jahre nach der erſten Wahl die Vertreter der Wahlbezirke 
Beuthen, Leobſchütz, Coſel, Falkenberg, Groß⸗Strehlitz, Grottkau und Kreuzburg aus. 

Die Vertreter der übrigen Wahlbezirke Ratibor, Roſenberg O.⸗S., Neiſſe, Neuſtadt O.⸗S., Oppeln und Toſt⸗ 
Gleiwitz ſcheiden nach ſechs Jahren aus, ſo daß von der zweiten Wahl an für die Vertreter aller Bezirke ein regel⸗ 
mäßiger ſechsjähriger Wechſel ſtattfindet. 

86. 

Die durch Zuwahl der Landwirtſchaftskammer berufenen Mitglieder ($ 14 des Geſetzes in der Faſſung vom 
16. Dezember 1920) ſcheiden nach drei Jahren aus ihrer Stellung aus, ſoweit ſie nicht von vornherein auf eine 
kürzere Zeit einberufen ſind. : 

87. 

Die Landwirtſchaftskammer hält jährlich mindeſtens eine Sitzung ab. Sie ift, abgefehen vom Falle des 
912 Abs. 2 des Geſetzes beſchlußfähig, wenn mindeſtens die Hälfte ihrer Mitglieder anweſend ift. Über einen 
Gegenſtand der Tagesordnung, über den wegen Beſchlußunfähigkeit ein Beſchluß nicht gefaßt werden konnte, kann 
mit Ausnahme von Satzungsänderungen in der folgenden Sitzung der Landwirtſchaftskammer ohne Rückſicht auf 
die Zahl der anweſenden Mitglieder Beſchluß gefaßt worden, wenn bei der Bekanntgabe der Tagesordnung für 
die zweite Sitzung hierauf ausdrücklich hingewieſen worden iſt. 


Die Vorſtandswahlen erfolgen durch Stimmzettel. Wahl durch Zuruf iſt zuläſſig, wenn niemand widerſpricht. 


88. 
Der Landwirtſchaftskammer bleibt ausſchließlich vorbehalten die Beſchlußfaſſung über: 
1. die Wahl des Vorſitzenden, ſeines Stellvertreters und der übrigen Mitglieder des Vorſtandes ſowie 
ihrer Stellvertreter; 
die Wahl und die Befugniſſe des geſchäftsleitenden Beamten; 
die allgemeinen Dienſtvorſchriften und die Beſoldungsordnung für die Beamten; 
die jährliche Feſtſtellung des Haushalts und der auszuſchreibenden Umlagen; 
„die Abnahme der Jahresrechnung und die Entlaſtung des Rechnungsführers; 
die Aufnahme von Anleihen, den Erwerb und die Veräußerung von Grundeigentum; 
die Einſprüche gegen die Mitgliederwahlen ($ 10 des Geſetzes); 
„die vorläufige Enthebung von Mitgliedern ($ 12 Abſ. 2 des Geſetzes); 
die Zuwahl von Mitgliedern ($ 14 des Geſetzes); 


do O 9 
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10, die Bildung von Ausſchüſſen nach § 15 des Geſetzes und die Beſtimmung über die Aufgabe dieſer 
Ausſchüſſe i f 
11. die etwaige Gewährung einer Entſchädigung an die Mitglieder für bare Auslagen ($ 16 des Geſetzes) / 
12. die Feſtſetzung der Geſchäftsordnung und der allgemeinen Beſtimmungen über das Kaffen- und Rech⸗ 
nungsweſen; 
13. die Anderung der Satzung 
14. die im § 2 Abſ. 3 des Geſetzes vorgeſehenen Abmachungen mit landwirtſchaftlichen oder zweckverwandten 
Vereinen. i 
i 9 9. 1 
Der Vorſtand der Landwirtſchaftskammer befteht aus dem Vorſitzenden, deſſen Stellvertreter und fünf Mit⸗ 
gliedern. Für jedes dieſer fünf Mitglieder wird ein Stellvertreter gewählt, der im Behinderungsfalle des betreffenden 
Mitgliedes an deſſen Stelle einzuberufen ift. Wenn ſowohl ein Mitglied wie deſſen Stellvertreter verhindert ſind, 
ſo kann der Vorſitzende einen anderen Stellvertreter einberufen. 
Der Vorſtand iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens die Hälfte des Vorſtandes und hierunter der Vor⸗ 
ſitzende oder ſein Stellvertreter anweſend iſt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. 


9 10. 
Der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter vertritt die Landwirtſchaftskammer nach außen. Alle Urkunden, 
die die Landwirtſchaftskammer vermögensrechtlich verpflichten, ſind unter deren Namen von dem Vorſitzenden 
oder deſſen Stellvertreter und noch einem Mitgliede des Vorſtandes zu vollziehen. 


Der Vorſitzende und in deſſen Behinderung ſein Stellvertreter, leitet die Geſchäfte und iſt der Dienſtvorgeſetzte 
der Beamten der Landwirtſchaftskammer. Er beruft und leitet die Sitzungen des Vorſtandes und der Landwirtſchafts⸗ 
kammer. Er muß eine Vorſtandsſitzung, wenn mindeſtens die Hälfte der Vorſtandsmitglieder, eine Sitzung der 
Landwirtſchaftskammer, wenn mindeſtens ein Drittel der Mitglieder es verlangt, berufen. Die Berufungen der 
Landwirtſchaftskammer erfolgen durch öffentliche Bekanntmachung in dem hierzu beſtimmten Blatte ($ 11) und 
durch beſondere Einladung, in beiden Fällen unter Mitteilung der Tagesordnung. Zur Rechtsgültigkeit der Ein⸗ 
berufung genügt die öffentliche Bekanntmachung. 

Über Gegenſtände, welche nicht auf der Tagesordnung geſtanden haben, kann ein Beſchluß nur gefaßt werden, 
wenn niemand widerſpricht. 

Der Vorſtand iſt in allen Angelegenheiten zuſtändig, die der Landwirtſchaftskammer nicht vorſtehend aus⸗ 
drücklich vorbehalten find oder die fie ſich nicht durch beſonderen Beſchluß vorbehält. Anträge und Gutachten, die 
von dem Vorſtand ausgegangen ſind, müſſen, ſoweit nicht nach Lage der Sache eine Geheimhaltung erforderlich 
iſt, der Landwirtſchaftskammer zur Kenntnis vorgelegt werden. 

Der Vorſtand der Landwirtſchaftskammer führt ſeine Legitimation durch eine Beſcheinigung des Ober⸗ 
präſidenten. 

9 11. 

Die von der Landwirtſchaftskammer ausgehenden Bekanntmachungen ſind unter deren Namen zu erlaſſen 
und von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter zu unterzeichnen. 

Die Bekanntmachungen erfolgen bis zur näheren Beſtimmung der Landwirtſchaftskammer durch das 
Regierungsamtsblatt. 

9 12. N 

Anderungen der Satzung müſſen vom Vorſtand oder von mindeſtens einem Viertel der Mitglieder beantragt 
und von mindeſtens der Hälfte aller Mitglieder angenommen ſein. 


913. 


Die nicht auf Kündigung angeſtellten Beamten der Landwirtſchaftskammer haben im Falle ihrer Dienſt⸗ 
unfähigkeit einen Anſpruch auf Ruhegehalt nach Maßgabe der für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vor⸗ 


Waiſen dieſer Beamten wird nach den gleichen Sätzen Fürſorge gewährt wie den Hinterbliebenen der unmittelbaren 
Staatsbeamten. 


In betreff der Dienſtvergehen der Beamten finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 465) mit der Maßgabe Anwendung, daß die Befugnis zur Verhängung von Geldbußen dem Vorſtande 
der Landwirtſchaftskammer gegen deren Beamte in demſelben Umfange beigelegt wird, wie ſie nach § 19 Abſ. 5 
des vorbezeichneten Geſetzes den Provinzialbehörden gegenüber ihren Beamten zuſteht. Über Beſchwerden gegen 
ſolche Verfügungen des Vorſtandes entſcheidet der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten endgültig. 


Aber die Anſtellung und Entlaſſung ihrer Beamten beſtimmt die Landwirtſchaftskammer ſelbſtändig ohne 
Mitwirkung der Auffichtsbehörde, 


— 


— 6 


(Nr. 13142.) Verordnung über das Koſtenweſen bei Führung des Regiſters für Pfandrechte an Schiffer 
bauwerken. Vom 2. Auguſt 1926. 


Auf Grund des § 7 des Geſetzes über die Beſtellung von Pfandrechten an im Bau befindlichen Schiffen vom 
4, Juli 1926 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 367) wird folgendes verordnet: i 


81. 

Für die Eintragung der Verpfändung eines im Bau befindlichen Schiffes (Schiffsbauwerkes), einſchließlich 
der im § 2 des Geſetzes vom 4. Juli 1926 unter Ziffer 1 bis 5 genannten Eintragungen und des Vermerkes auf 
der Urkunde über die Pfandforderung ($ 120 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit), für die 
Einſchreibung der ein eingetragenes Pfandrecht betreffenden Veränderungen oder Löſchungen werden fünf Zehn⸗ 
teile der für die entſprechenden Eintragungen im Grundbuche beſtimmten Gerichtsgebühren erhoben. 


8 2. 
(1) Gebühren kommen nicht zum Anſatze: i 
1. für die Geſtattung der Einſicht des Regiſters; 
2. für die Eintragung von Veränderungen der gemäß § 2 Ziffer 1 bis 5 des Geſetzes vom 4. Juli 1926 
gemachten Eintragungen; 
„für die Löſchung eines Schiffsbauwerkes 
für die Übertragung der eingetragenen Pfandrechte in das Schiffsregiſter ($ 4 des Geſetzes ) / 
„für die in den §§ 4, 5 des Geſetzes vorgeſchriebene Erteilung von Beſcheinigungen, Auszügen und 
Zeugniſſen. 


(2) Im Falle des Abſ. 1 Nr. 5 ſind Schreibgebühren zu erheben. 


S = 82 


83 
3 . 
Die Vorſchriften im Teil Abſchnitt 1, 9 und 10 ſowie im § 63 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 363) in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 (Geſetzſamml. S. 107) 
finden entſprechende Anwendung. 
84 
§ K. 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 15. Juli 1926 in Kraft. 
Berlin, den 2. Auguſt 1926. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Finanzminiſter: 
Braun. am Zehnhoff. Schreiber. 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzzamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Juni 1926 über die Verleihung des Enteignungs⸗ 


Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 28 S. 100, ausgegeben am 3. Juli 1926; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Juli 1926 über die Genehmigung der Beſchlüſſe 


rechts an die Stadt Kirn a. d. Nahe für den Neubau der Kreisſtraße von Kirn nach Oberhauſen durch das 


des XXVII. Generallandtags der Schleſiſchen Landſchaft durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau 


*. 


Nr. 30 S. 227, ausgegeben am 24. Juli 1926. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Verlag des Geſetzſammlungsamts, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtr. 4. — Gedruckt in der Reichsdruckerel, Berlin 
Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten. ö 
Altere Jahrgänge und Einzelnummern können nur unmittelbar vom Geſetzſammlungsamte bezogen werden. 


